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Das war die Sonderschau 
Obst an der Züspa

Lachen mit feinen 
Zwischentönen am  
23. Tag der Bäuerin

Vorbereitungen für  
5. Schweizer Bio-Ackerbau
tag in vollem Gange

Rückblick Fachreise 
England – Gemüseanbau  
im grossen Stil

Verständliche 
Bauernproteste 

Ihre Versicherungsberatungsstelle:

Zürcher Bauernverband
Lagerstrasse 14
8600 Dübendorf
Tel. 044 217 77 50
www.zbv.ch
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Mit uns planen Sie

Ihre Zukunft: fl exibel

gespart!
Wir Bauern  

unterstützen

Hans-Ueli Vogt

in den Ständerat

Helfen Sie aktiv mit

Bestellen Sie diese unterstützenden 
Plakate jetzt gratis beim ZBV.

Telefon 044 217 77 33 

Nassfutter

Treber (verschiedene TS-Gehalte)

Mais (ganze Pflanze, CCM, 
Kolbenschrot und Bio)

Zuckerrübenschnitzel
konventionell und Bio

Erhältlich als: lose, Siloballen, 
oder Siloschlauch

Trockenfutter
Trockentreber und Malzkeime

Mais (ganze Pflanze, CCM, 
Kolbenschrot und Bio)

Oberkirch Maiswürfel plus

Zuckerrübenschnitzel
pelletiert oder unpelletiert

Erhältlich als: lose, Big-Bag oder gesackt

fenaco Raufutter
aus Ihrer

Gratis: 0800 808 850     www.raufutter.ch

VERNEHMLASSUNG ZUR TEILREVISION DER VERORDNUNG ÜBER DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE WASSERBAUPOLIZEI

ZBV fordert Sistierung der Verordnung über Hochwasserschutz
Bis am 30. Oktober 2015 läuft die 
Vernehmlassungsfrist zur Teil
revision der Verordnung über den 
Hochwasserschutz und die Was-
serbaupolizei. Der ZBV verlangt  
in seiner Stellungnahme die 
Sistierung der Verordnung und 
überreicht dem AWEL einen 
Antragskatalog.

In seiner Stellungnahme kritisiert der 
ZBV insbesondere das Vorgehen der 
Verwaltung, bereits jetzt über eine Ver-
ordnung zum Hochwasserschutz und 
der Wasserpolizei zu diskutieren. Es 
kommt einem vorauseilenden Gehor-
sam gleich. Solange das Gewässer-
schutzgesetz auf nationaler Ebene so 
umstritten ist, verlangt der ZBV die 
Sistierung der Verordnung. Sollte die 
kantonale Verwaltung dennoch an ih
rem Vorhaben festhalten, fordert der 
ZBV, zumindest eine neue teilrevidier-
te Verordnung dem Kantonsrat zur Ge-
nehmigung zu unterstellen. 

Spielräume sind zu nutzen
Weiter weist der ZBV in seiner Stellung-
nahme darauf hin, dass die gemäss Ge-
wässerschutzverordnung des Bundes 
festgehaltenen Spielräume zur Bestim-
mung des Gewässerraumes für den In-
teressenausgleich zwischen landwirt

schaftlicher Nutzung, Ökologie und 
Naturschutz sowie Raumplanung, Sied-
lungsverdichtung und Eigentumsschutz 
zwingend genutzt werden müssen. Zu
dem sind die zentralen Aspekte wie  
die Reduktion der Gewässerräume bei 
dichter Überbauung sowie der Verzicht 
auf Gewässerräume bei Eindolung, bei-
des unter Vorbehalt überwiegender ge-
genteiliger öffentlichen Interessen, ins 
Wassergesetz aufzunehmen. 

Anträge an das AWEL
Weiter überreicht der ZBV dem AWEL 
eine Liste mit Anträgen, die er bei der 
Behandlung des kantonalen Wasserge-
setzes in Kommission und Rat zu ver-
treten empfiehlt: 

1.	 Formelle Anträge
1.1	� Sistierung der Beratung des Wasserge-

setzes (allenfalls des Abschnittes über 
die Gewässerräume), bis das Bundes-
parlament die Motionen und Kanton-
sinitiativen zum Thema Gewässerraum 
behandelt hat, welche für die Umset-
zung der Bundesvorgaben mehr Spiel-
raum für die Kantone verlangen.
�Die ist umso wichtiger, als der Kanton 
schon die heute vorhandenen Spielräu-
me (vgl. namentlich § 41a Abs. 4 und  
§ 41a Abs. 5 GschV des Bundes, insbeson-
dere eingedolte Gewässer und dichte 
Überbauung) im kantonalen Verord
nungsentwurf nicht ausnützt.

1.2.	� Vorbehalt der Genehmigung der Ver-
ordnung über den Hochwasserschutz 
und die Wasserbaupolizei – richtig: 
11Über den Hochwasserschutz, die 
Gewässerräume und die Wasserbau-
polizei» – durch den Kantonsrat

�Die Ausführungsverordnung, nament-
lich der Abschnitt über die Gewässerräu
me (§ 14e bis lSk) beinhaltet teilweise 
schwerwiegende Eingriffe einerseits in 
die Raumplanung (gleichgeordnete öf
fentliche Interessen) und anderseits in 
die Eigentumsrechte (ebenfalls von 
Verfassungsrang). Die entsprechenden 

Regelungen können rechtstaatlich kor
rekt nicht einfach an die Verwaltung 
delegiert werden.

2.	 �Anträge zu einzelnen Paragraphen des 
kantonalen Wassergesetzes

	 �§ 6 (Gewässergrundstücke des Kantons)
�Der Kanton kann nach Anhörung der 
Gemeinde für die öffentlichen oberirdi-
schen Gewässer selbstständige Grund-
stücke ausscheiden, sofern dies für den 
Hochwasserschutz, für bewilligte Revi
talisierungsprojekte oder vergleichba- 
re übergeordnete Projekte erforderlich 
ist.

�Die im Gesetzesentwurf gewählte Formu
lierung, wonach für alle öffentlichen 
oberirdischen Gewässer kantonale Grund
stücke ausgeschieden werden, führt zu 
einer Enteignungswelle entlang den Ge-
wässerläufen. Zweckmässigkeitsaspekte 
allein vermögen dies nicht zu rechtfer-
tigen. Vielmehr ist seitens des Kantons 
im Einzelfalle die Notwendigkeit für die 
Aneignung des Areales nachzuweisen.

	 § 8 (Gewässerplan)
�Die öffentlichen oberirdischen Gewässer 
werden in einem vom Kantonsrat zu ge-
nehmigenden Gewässerplan dargestellt.
�Es geht hier um einen wichtigen Ent-
scheid, welcher schon auf Richtplanebene 
zu Kollisionen mit der Planung des Sied-
lungsgebietes und der Fruchtfolgeflächen 
führen wird. Gewässerschutz, Verdich-
tung des Baugebietes und Schutz der 
Fruchtfolgefläche sind Themen auf glei-
cher rechtlicher Ebene, deren Entscheid 
dem Kantonsrat zustehen muss. Zudem 
soll der bestehende Plan der öffentlichen 
Gewässer umgehend neu geprüft und 
überarbeitet werden. Die Grundlage für 
die Kategorisierung bilden allgemein-gül
tige Mindestanforderungen, um als öf-
fentliches Gewässer deklariert werden zu 
können. Sämtliche Gewässer, die diese 
Anforderungen nicht erfüllen, sollen aus 
dem Gewässerplan entlassen werden.

BE R ATE R ECK E

Änderungen der SAK-Faktoren und -Kriterien
Das «Verordnungspaket Herbst 2015» war 
vom 28. April bis 19. Juni 2015 in der Anhö-
rung bei den Kantonen und interessierten Or-
ganisationen. Die 16 geänderten Bundes-
ratsverordnungen plus eine neu verabschie-
dete werden per 1. Januar 2016 in Kraft ge-
setzt (Verordnung zum bäuerlichen Boden- 
recht VBB teilweise erst per 1.7.2016). Der 
Bundesrat hat am 28. Oktober 2015 das land-
wirtschaftliche Verordnungspaket Herbst 
2015 verabschiedet. Schwergewichtig sind 
die Anpassungen am System der Standard-
arbeitskräfte (SAK) zu nennen. Die Standard-
arbeitskräfte sind eine einheitslose Grösse 
und haben einen grossen Einfluss auf die 
«Einschätzung» eines Betriebes, z.B. bei Di-
rektzahlungen, Strukturverbesserungen, Bau

vorhaben, Steuern etc. Folgende Änderun-
gen wurden beschlossen: 

–– Einführung eines neuen Kriteriums für 
landwirtschaftsnahe Tätigkeiten mit einer 
maximalen Begrenzung auf 0,4 SAK.

–– Der Faktor für die landwirtschaftsnahen 
Tätigkeiten orientiert sich an der Rohleis-
tung mit Fr. 10 000.–/0,05 SAK.

–– Definition einer minimalen Grösse des 
Betriebes auf 0,8 SAK für die Anrech-
nung von landwirtschaftsnahen Tätig
keiten. 

–– Dienstleistungen im Bereich der Pferde-
haltung (ohne Reitunterricht und Hippo-
therapie) werden zusätzlich als land
wirtschaftsnahe Tätigkeiten berücksich-
tigt. 

–– Für die Aufbereitung, Lagerung und den 
Verkauf selbstproduzierter landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse wird neu ein 
Zuschlag auf der Basis der Rohleistung 
gewährt (bisher auf selbstdeklariertem 
Arbeitsaufwand). Dieser Zuschlag kann 
auch auf die zugekauften landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse geltend gemacht 
werden. 

–– Eintretenslimite für Strukturverbesse-
rungsbeiträge (SVV) und für soziale Be-
gleitmassnahmen (SMBV) auf einheitlich 
1 SAK. Im Gegenzug werden die Anfor
derungen an die Wirtschaftlichkeit sowie 
Finanzier- und Tragbarkeit erhöht. 

–– Senkung der Normarbeitszeit von 2800 
auf 2600 Stunden pro SAK und Jahr, weil 

die SAK-Faktoren gesenkt werden mit 
der Begründung des «technischen Fort-
schritts». Abgefedert werden jedoch die 
Pauschalen für die Starthilfe an Jungland-
wirte, welche um Fr. 10 000.–/SAK-Stufe 
erhöht werden. 

–– Untere Direktzahlungs-Limite bei 0,2 SAK 
(bisher 0,25 SAK).

Ebenfalls Ende Oktober wird über den Faktor 
zur Berechnung der Übergangsbeiträge 
entschieden. Der ZBV-Beratungsdienst be-
rechnet die absehbaren Änderungen für 
Ihren Betrieb und erteilt gerne weitere Aus-
künfte. 

René Bünter
ZBV-Beratungsdienst� –
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Taggeld – Sistierung 
Selbstständige Landwirte haben (oder soll
ten) eine bedarfsgerechte Taggeldversi-
cherung abgeschlossen. Kommt nun in 
Folge betrieblicher Veränderungen noch 
ein Nebenerwerb im Anstellungsverhält-
nis dazu, kann die Situation einer Überver-
sicherung entstehen. Damit keine Über
versicherung zustande kommt, gibt es die 
Möglichkeit, das Ganze oder einen Teil vom 
versicherten Taggeld für maximal 5 Jahre 
zu sistieren. Dies hat den Vorteil, wenn 
sich während dieser Zeit die Situation än-
dert und der Nebenerwerb aufgegeben 
wird, kann das Taggeld ohne Gesundheits-
prüfung wieder aktiviert werden. 

In solchen Situationen ist es absolut 
wichtig, dass Sie sich bei uns melden. Das 
ZBV-Versicherungsteam hilft Ihnen gerne 
weiter, Tel. 044 217 77 50� –

Zu verkaufen
Ackerbaubetrieb mit Kartoffelanbau
auf 720 m.ü.M. Nähe Echallens im  
Kt. VD, mit 37.8 ha LN & 1.1 ha Wald
davon 5.0 ha LN-Pachtland

Boden ist 90% eben, 10% leichtanlägig.
Sehr gute Arrondierung
Grosses Wohnhaus mit 3 Wohnungen
und Ökonomiegebäude.

Lagerhalle kann gemietet werden.
Die Gebäude sind in einem sehr 
guten Zustande.

Milchwirtschaft möglich in einer
Betriebsgemeinschaft «keine Pflicht»
Übernahme Herbst 2016 oder
nach Vereinbarung

Im Auftrage und Sie erhalten 
Unterlagen von:
Alois Dähler, Landwirt
Liegenschaftenvermittlung GmbH
Eichhof
8558 Helsighausen Thg.
Tel. 052 762 74 74
alois.daehler@gmail.com

Der ZBV verlangt vom AWEL in seiner Stellungnahme zur Teilrevision der Verordnung 
über den Hochwasserschutz und die Wasserbaupolizei massive Korrekturen. 
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